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Arbeitsgemeinschaft Heiz- und Wasserkostenverteilung e.V.

in der Fassung vom 07. Dezember 2006
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s 1
Name. Sitz. ceschäft6iahr

1) Der Verein führt nach Eintragung in das Vereinsregister den Namen
"Arbeitsgemeinschaft Heiz und Wasserkostenverteitung e.V.',

Gieichzeitig führt der Verein unter der Namensbezeichnung den Zusatz"Für einen zeitgemäßen Umgang mit Wärme und Wasse/,

2) Ef hat seinen Sitz in Bonn.

3) Das Geschäftsjahr ist das Kalende4ahr.

s 2

Vereinszweck

1) Der Verern hat die Aufgabe:

a) die verb|aUchsabhängige Abrechnung einschließlich der hie?u benötigten
Erfassungstechniken als eine wichtige Voraussetzung zur Einsparung von
Energie und Wasser zu fördern,

b) die gemeinsamen Interessen seiner Mitglieder zu wahren und zu fördern, eine
entsprechende Zusammenarbeit mit Behörden und sonstigen Steljen und
Einrichtungen zu pflegen sowie bei derVorbereitung und Durchführung
gesetzlicher Maßnahmen mitzuwirken,

c) beider Gestaltung, Auslegung und Anwendung von Normen und Richfl inien
milzuwirken.

2) Der Verein kann Wettbewerbsregeln im Sinne der Vorschriften der SS 24 ff. GWB
aufstellen.

3) Der Verein enthält sich jeder auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichteten
Betätigung.
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s 3
Mitqtiedschaft

1) Die [,4itgliedschaft ist freiwillig.

2) Mitglieder d€s Vereins können natür iche Personen, Personengese lschaften und
juristische Personen werden, die Herzkostenverteiler herstellen, diese Geräte
heizkorperabhangig bewerten und montieren und als an der Energieversorgung
unbeteiligtef, neutraler Dritier die Heizkostenverteilung sowie d e
Wassef kostenvedeilung durchführen

DerVerein hat den Anspruch, al le Branchenunternehmen z! repfäsentieren, die eine
lvlitgliedsfähigkeit nach dieser Satzung erfüllen

3) Die [Iitgliedschaft kann abgelehnt werden, wenn

a) der Bewerber bereits erner anderen Vereinigung angehört d e - unbeschadet
ihrer Rechtsform - annähernd die gleichen Interessen bzw. den gteichen Zweck
wie derVerein verfolgt;

b) der Bewerber die Tätigkerten nach Ziffer 2 n cht überregionat und nicht
mrndestens in zwei Bundesländern durchführt,

c) der Beweüer n cht entsprechend S 7 Ziffer 7 über ernen Mindesibestand von
T0 000 abzurechnenden Liegenschaften verfügt,

d) der Bewerber gegen d e crundsatze der Ehrbarke t im Geschäftsleben dabei
auch auf dem Gebiet des Wettbewerbs, derart verstossen hat, daß se ne
Aufnahme in den Verein als n cht zumutbar erscheint

4) Der Verein kann ferner Personen die nicht die lvlitgliedsfahigkett nach S 3 Ziff. 2
dieser Satzung haben, zu außerofdentlichen Mitg iedern berufen, sofern wegen ihrer
Kenntnisse und Erfahrungen eine wesent iche Forderung der Vereinszie e zu

5) Der Aufnahmeantrag kann formlos gestellt werden.
Uber ihn entscheidet der Vorstand
Der Vorstand befindet über den Aufnahmeantrag schriftlich.
Lehnt der Vorstand dre Aufnahme ab, kann der Bewerber binnen einer Frist von
sechs Wochen nach Erhalt der Entscheidung Ernspruch einlegen.
uber den Einspruch entscherdet - im Zweifet - die nächste orden|iche
M tg iederversammlung
Die Eeschiußfassung der Mitgliederversammtung ist dem Bewerber im Wege einer
Niederschrift rnitzutetlen
Lehnt die l\,4itg iederversamm ung gleichfatts dre Aufnahme des Bewerbers ab so
kann dieser das Schiedsgericht gemäß S 11 dieser Satzung anrufen
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s 4
Rechte und Pflichten der Mitqlieder

Die [,4 tg]ieder können vom Verein jede im Rahmen des Vereinszwecks liegende
Unterstützung erbiiten

Die l\Iitglieder srnd verpflichtet, den Vereinszweck z! fördern, die Satzung
einzuhalten und die ordnungsgemaß zustandegekommenen Beschlüsse der
Vereinsorgane zu befolgen, sowie Aufnahmegebühr und Beiträge pünktlich zu
oezanten.

Bei der Aufnahme in den Vere n ist eine Aufnahmegebühf zu entrichten über deren
Hohe die lvlitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit der in ihr abgegebenen
Stimmen Beschluß faßt.
Dabei legt die [,4itgl iederversammlung e ne crundgebühr fest, die mit der Zahl del
Stimmrechte des neu aufgenommenen [,,litglieds multiplizert wird.
8ei der Festlegung derjeweiligen Grundgebühr werden d e vermögenswerten
Vorleistungen des Vereins, soweit diese Leistungen auch dem neu aufgenommenen
IVitglied unmittelbar oder mittelbar zugute kommen, als wertbildende Faktoren
berücksichtigt

Uber die Höhe des Jahresbeitrags entscheidet gleichfalls die N,4itgliedeNersammlung
mit einfacher I\rehrheit.
Auch hierbei legt die Nli tgl iederversammlung eine Grundgebühr für den ordentl ichen
Jahresbeitrag fest.
Jedes ordentliche I\/itglied hat sodann einen Jahresbeitrag zu entrichten der sich
aus der Grundgebühr vervielfältigt mit der Anzahl seiner Stimmrechte ergibt

Beendiquno de. Mitqliedschaft

Jedes [ritglied kann seinen Austritt aus dem Verein mit Wirkung zum
31 Dezember eines Kalendelahres erklären
Die Austrittserklärung muß spätestens sechs lVonate vor Ablauf des Kalenderjahres
durch eingeschriebenen Brief erklärt werden.

Der Vorstand kann ein Miigl ied ohne Einhaltung einer Frist ausschließen, wenn es
gegen die Bestirnmungen dieser Satzung vefstößt, nsbesondere seinen
Beikagspflichten nicht nachkommt und / oder das Ansehen des Vereins qroblich
scl'ad gt und / oder ntcht mehr dre Voraussetzungen der [,1 tg iedsfahigteit er.ültt

Die Mitgliedschaft endet mit sofortiger Wirkung ferner

a) im Ablebensfalleines Mitglieds, soweit sein cewerbebet eb (Herste unq von
Her/ kostenvertei e.l und d e Bewertung. Montage sowie die Durchtühru;g von
Heizkostenvefteilung und Wasserkostenveileilung) nicht von einem Nachfolgef
übernommen wird, wird der Betaeb des verstorbenen lvlitglieds von einem
Nachfolger fortgeführt, so wird dieser automatisch tvtitgtied im Verein,
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b) wenn das lJnternehmen des Mitglieds liquidiert wird,

c) wenn über das lJnternehmen des IVlitglieds das Konkursverfahren eröffnet oder
das Konkursverfahren mängels I\rasse abgelehnt wird

4) Das Mitglied kann ausgeschlossen werden, wenn es einer Vereinigung beitritt,
die - unbeschadet ihrcr Rechtsform annähernd die gleichen Interessen bzw. den
gleichen Zweck wie derVerein verfolgt oder das lvlitglied die Aufnahmebedingunger
entsprechend S 3 Ziffern 2 und 3 nicht mehr erfüllt.

s 6

Orqane

Organe des Vefeins sind

'1 
) die l\,,litgliederversammlung,

2) der Vorstand,

3) der Geschäftsführer.

s 7
MitqliederveIsammluno

'l) Die lVitgliederversammlung besteht aus allen IVlitgliedern.

2) Sie faßt die Vereinsbeschlüsse, bestimmt die Richtlinien der Vereinsarbeit.

3) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand einberufen; die Einladung muß
mindestens 1B Tage vorher abgesandt werden. DerVorstand muß sie einberufen,
wenn ein Viertel der Mitglieder unter Zugrundelegung der Stimmrechte die
Einberufung unter Angabe des Zwecks schriftlich beider Geschäftsführung
beantragt

4) Die lvlitgliederversammlung ist insbesondere zuständig fitr

a) Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung,

b) Genehmigung des Haushältsplanes und Festsetzung der Aufnahmegebühr und
der l\ritgliedsbeiträge,

c) Wahlen für den Vorstand und der Rechnungsprüfer,

d) Entlastung des Vorstandes,

e) Entgegennahme von Geschäftsberichten
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5) Die Mitgl iederversamm ung ist beschlußfähig wenn mehr a s die Hälfte def
Mitgleder (unter Zugrundelegung ihrer Stimmrechte) anwesend oder vertfeten st.

6) Jedes ordentliche Mrtglied hat eine Stimme in der I\Iitgl ederversarrmlung
Außefordentliche Mitglieder haben keine Stimrne n der Mitgliederversamm ung
jedoch das Recht auf Te Inahme an und Aussprache in der I\ ,4itgi iederversammlung

7) Furje 5 000 (in Worten fünftausend) abzurechnende L egenschaften hatjedes
ordentl iche Milgl ied eine zusatzl iche St mme, dabei wird sein Grundstimmrecht auf
das Liegenschaftsst mmrecht angerechnet (Vermerdung von Doppelstimmrechten)
Die Ermitt ung der Grundlage und die Berechnung der Liegenschaftsstimrnrechte
erfolgt durch den Geschäftsführer, der h efüber gegenüber den anderen Mitgliedern
Stilschweigen zu bewahren hat

Verbundene Unternehrnen im Sinne von I 15 AktG haben nur eLne anrechenbare
Grundstimme.

Als verbunden m S nne d ieser Vorsch riften gelten außerden n S 15 Aktc
gerege ten Tatbeständen unbeschadet hrer Rechtsform auch solche Unternehmen
die unter def Lertung eines anderen unternehmens stehen oder an defen
Geschäftskapital ein andefes Unternehmen unmiltelbar oder mitte bar m t 51 % und
mehr betei l igt rst
Diese 'verbundenen Unternehmen" gelten insoweit be der Stimmrechtserm tt lung
ais ein Unternehmen. Der Geschaftsführer ist auch berechtigt, Erhebungen über die
Tatbestände der "Verbundenheit" anzustellen
Er st auch nsoweit verpflichtet, Stllschweigen g€genüber den nicht beteiligten
[4itgledern und Vereinsorganen zu bewahren

8) Uber dre Besch üsse s nd Niederschriften zu fertigen, die vom Vorsitzenden oder
se nem Steilvertreter und vom Geschaftsführer zu unterschreiben sind.

s 8

Vorstand

'1) Der Vorstand des Vereins besteht aus

a) dern Vorsitzenden,

b) dem stellvertreienden Vorsitzenden,

c) bis zu sechs weiteren Vorstandsmitgiiedern (Beisitzefn)

Er w rd auf die Dauer von zweiJahren gewahlt
Die Wiederwahl st  zulässig.

2) Vorstand im Sinne von S 26 BGB sind der Vorsitzende oder der steltvertretende
Vorsitzende mit e nem weiteren Vorstandsmitg ied.
Der Vorstand leitet den Verein ehfenamt ich

3) Der Vorstand bestelt den Geschaftsführer
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s s
Geschäftstührer

Der vom Vorstand bestellte Geschäftsführer hat die ihm in dieser Satzung
zugewiesenen Aufgaben wah|zunehmen

Der Geschäftsführer hat die Geschäfte des Vereins und seiner Organe entsprechend
dieser Satzung sowie den Eeschlüssen der Vereinsorgane nach Weisung des
Vorstands unparteisch zu führen.
Er nimmt an den Sitzungen der Vereinsorgane beratend tei.

Der Geschäftsführer kann in den Grenzen des Haushaltsplanes Geschäfte vornehmen,
die den Verein verpflichten.

s  10

Beschlüsse

1) Beschlüsse der Vereinsorgane (l\,,litgliederversammlung, Vorsiand) bedürfen in den
jewei|gen Grem en der einfachen Mehrheit,  wobei im crundsatz Konsens
anzustreben ist. Der Vorstand stimmt nach Köpfen ab, die [,,] tg iederversamrnlung
nach den in dieser Satzung festgeleglen Stimmrechten Stimmengleichheit gili als
Ablehnung ernes Antrages.

Satzungsänderungen können nur durch die IVl i tgl iederuersammlung mit einer
Mehrheit von zwei Drtteln der Stimmrechte beschlossen werden

2) Die Auflösung des Vereins kann von der M tgl iederversammlung gleichfal ls nur mit
e ner Mehrheit von zwei Dritte n der abgegebenen Stimmen besch ossen werden die
sodann mit einfacher l \rehrheit uber die Art und Weise der VeMendung des
Verrnögens des Vere ns zu beschließen hat

1 )

2 )

3 )

5 1 1

Schiedsqericht

Streitigkeiten die sich aus dieser Satzung sowie aus der Tätrgkeit des Vereins oder
dem l\,4itgliedschaftsverhältnis ergeben, werden unter Ausschluß des ordent ichen
Rechtsweges zu den staatlichen Gerichten durch etn Schiedsgericht entschieden
(unbeschadet der Vorschf i f ten der SS 

'1041 1042ZPO).

Für die Zusammensetzung und das Verfahren des Sch edsgerichts gelten die
Voßchrften der ZPO, sowe t diese Satzung odef eine etwaige Vereinbarung der
streitenden Parteien nichts anderes besttmmen.

Die beiden jeweiligen Parteien benennen je einen Beisitzer Die Beisitzer wählen
einen Vors tzenden, der d e Befah gung zum Richteramt haben muß
Sie müssen sich binnen zweiWochen, nachdem der betreibenden Partei  mltoeteiLt
worden r5t,  daß auch der zweite Beisr?e. errarnt s l  üoe. den Vors{/enden; in qe-
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Einigen sie sich nicht, so kann die betreibende Partei verlangen, daß der
Geschäftsführer des Vereins den Präsidenten des Oberlandesgerichts Köln bittet,
den VorsiEenden zu benennen.
Dasselbe gilt sinngemäß, wenn eine Partei nicht binnen zwei Wochen, nachdem sie
dazu aufgeforded wurde, einen Beisi2er benannt hat, hinsichtlich der Benennung
des Beisitenden.

4) Das Schiedsgericht entscheidet über den Streitfall und die Kosten des Verfahrens.

Frankfurt a.M., den 07. Dezember 2006


